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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht den 
federführenden Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in 
seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. betont, dass die Gesundheitssysteme ein grundlegender Bestandteil der sozialen 
Infrastruktur Europas sind1; verweist darauf, dass die Gesundheitsversorgung aus dem 
Anwendungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie ausgeschlossen wurde, weil sie anderen 
Dienstleistungen nicht gleichgestellt werden kann und besonderer Schutzvorkehrungen 
bedarf, um zu gewährleisten, dass jedermann Zugang zu einer qualitativ hochwertigen 
Gesundheitsversorgung hat, und weil sie politische Entscheidungen auf europäischer, 
nationaler und regionaler Ebene erfordert;

2. unterstreicht, dass sich Europa dadurch auszeichnet, dass es eine qualitativ hochwertige 
Gesundheitsversorgung für alle Bürger ungeachtet der persönlichen Umstände verfügbar 
macht, und dass – auch wenn der Zugang zur grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung und die Freizügigkeit von Patienten und Beschäftigten des 
Gesundheitswesens zur Verbesserung des Gesundheitszustandes beitragen können – der 
Ausgangspunkt der sein sollte, dass alle Patienten eine angemessene Behandlung in ihrem 
eigenen Land erhalten und die Patientenmobilität auf keinen Fall die Sicherheit der 
Gesundheitsversorgung beeinträchtigen darf;

3. ist der Auffassung, dass das Recht auf Erstattung der Kosten einer Behandlung einer nicht 
akuten Krankheit in einem anderen Mitgliedstaat gewährleistet werden sollte, wenn im 
eigenen Mitgliedstaat lange Wartezeiten bestehen oder die Qualität der Behandlung 
geringer ist als in anderen Mitgliedstaaten, wobei eine gegenseitige Vereinbarung 
zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten vorliegen muss; ist ferner der Auffassung, dass 
es nicht zulässig ist, Druck auf Patienten auszuüben, sich in einem anderen Land einer 
kostengünstigeren Behandlung zu unterziehen;

4. erkennt ferner, dass die Politik auf dem Gebiet der Gesundheitsversorgung zwar in erster 
Linie in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt, und unterstreicht die Notwendigkeit 
der Erbringung einer qualitativ hochwertigen Gesundheitsversorgung im Herkunftsland 
des Patienten; begrüßt dennoch die Initiative der Kommission, ein Verfahren der 
Konsultation zur besten Vorgehensweise für eine Gemeinschaftsaktion einzuleiten mit 
dem Ziel, innerhalb eines vernünftigen zeitlichen Rahmens den Zugang der Patienten zu 
einem sicheren, qualitativ hochwertigen und effizienten Rahmen für die 
grenzüberschreitenden Aspekte der Gesundheitsversorgung zu verbessern und fordert die 
Kommission auf, konkrete Vorschläge vorzulegen, um einschlägige Fortschritte zu 
fördern und zu überwachen;

5. stellt fest, dass die Gesundheitsfürsorge von den Mitgliedstaaten nicht hinreichend 
gefördert wird und dadurch Patientenrechte eingeschränkt werden;

1 Erklärung der Gesundheitsminister der EU zu gemeinsamen Werten und Grundsätzen – Luxemburg, 1.-2. Juni 
2006
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6. erkennt zwar die Schlussfolgerungen des Rates zur Universalität, Solidarität und Fairness 
als Grundwerte der europäischen Gesundheitsfürsorgesysteme sowie den begrenzten 
Charakter der Vorschriften von Artikel 152 des EG-Vertrags uneingeschränkt an, betont 
allerdings gleichzeitig, dass in den Urteilen des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) die 
Probleme in Verbindung mit dem Recht der Patienten auf Behandlung im Ausland und auf 
anschließende Erstattung der Ausgaben durch ihr nationales Krankenversicherungssystem 
unter bestimmten Umständen angegangen werden;

7. erkennt an, dass sich aus offeneren Grenzen ein Nutzen für die 
Gesundheitsdienstleistungen ergeben kann; unterstreicht, dass im Hinblick auf 
Behandlungsmethoden und Überlebenschancen von Patienten beträchtliche Unterschiede 
von einem Mitgliedstaat zum anderen bestehen; ist der Auffassung, dass der Qualität der 
Gesundheitsdienstleistungen mit einem Austausch von Behandlungsmethoden besser 
gedient ist als mit einer ungezügelten Mobilität der Patienten;

8. erkennt an, dass eine Nachfrage nach angemessen regulierten, qualitativ hochwertigen 
grenzüberschreitenden Dienstleistungen im Bereich des Gesundheitswesens und 
pharmazeutischer Erzeugnisse sowie nach Zusammenarbeit und dem Austausch von 
wissenschaftlichen und technologischen Erfahrungen zwischen hoch spezialisierten 
medizinischen Zentren besteht; weist jedoch darauf hin, dass die meisten Menschen 
Erhebungen zufolge eine qualitativ hochwertige Behandlung in der Nähe ihres Wohnortes 
bevorzugen würden; ist der Auffassung, dass die Kommission – um die geeignetste 
legislative Antwort geben zu können – im Vorfeld eine erschöpfende Studie zum ersten 
über den tatsächlichen Bedarf der Patienten an Mobilität und zum zweiten über die der 
Mobilität unterliegenden Bevölkerungsgruppen durchführen und gleichzeitig die 
Auswirkungen einer solchen Mobilität auf die Gesundheitssysteme bewerten sollte;

9. unterstreicht, dass es zweckmäßig ist, zwischen grenzüberschreitenden Dienstleistungen 
einerseits zu unterscheiden, d.h. Dienstleistungen beiderseits einer gemeinsamen Grenze 
zwischen zwei Mitgliedstaaten, mit denen den Patienten ein hohes Niveau des Zugangs 
und der Behandlung aufrechterhalten und angeboten werden soll, und andererseits den 
internationalen Gesundheitsdienstleistungen innerhalb der Europäischen Union, die eine 
Gesundheitsversorgung für die Behandlung von seltenen Krankheiten bieten müssen 
und/oder Krankheiten, die seltene und sehr kostspielige Technologien erforderlich machen 
(Referenzzentren für die Behandlung) oder Zugang zu einer Versorgung verleihen 
müssen, die ihnen ihr Mitglied- bzw. Wohnsitzstaat derzeit nicht bieten kann;

10. verweist darauf, dass die Verordnung (EG) Nr. 1408/71 und die Verordnung (EG) Nr. 
883/2004 über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit sowie die Richtlinie 
2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen nicht alle bestehenden 
Regulierungslücken auf EU-Ebene abdecken bzw. die gegenwärtige Kompetenz von 
Angehörigen regulierter Berufe des Gesundheitswesens nicht sicherstellen; ist der 
Auffassung, dass die Sicherheit und die Rechte von Patienten bei der 
grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen der Gesundheitsfürsorge derzeit 
nicht gewährleistet werden und dass im Hinblick auf Erstattungsmechanismen, 
Verpflichtungen der nationalen Behörden zur Weitergabe vorgeschriebener 
Informationen, Fürsorgepflicht sowohl im Hinblick auf die Erstbehandlung als auch auf 
die Nachsorge und die Vorschriften über das Risikomanagement für Privatpatienten 
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Rechtsunsicherheit besteht;

11. verweist darauf, dass Vorschriften zur Gewährleistung des Zugangs zu Informationen für 
Patienten und nationale Behörden über die grenzüberschreitende Erbringung von 
Gesundheitsversorgung, zugelassene Angehörige der Berufe des Gesundheitswesens und 
medizinische Behandlung fehlen;

12. vertritt die Ansicht, dass die EU eine wichtige Rolle bei der Verbesserung der 
Verfügbarkeit von Informationen für Patienten über die grenzüberschreitende Mobilität 
übernehmen kann, unter anderem durch die Förderung von europäischen 
Gesundheitsindikatoren;

13. weist darauf hin, dass es die Europäische Gesundheitskarte derzeit noch immer nicht 
ermöglicht, Patienteninformationen zwischen Angehörigen der Gesundheitsberufe 
auszutauschen;

14. hält es im Kontext einer zunehmenden beruflichen Mobilität in Europa für notwendig, in 
einen europäischen Rechtsrahmen eine Verpflichtung für die nationalen Behörden 
einzubeziehen, Informationen über die Zulassung von Angehörigen von Berufsgruppen 
des Gesundheitswesens und Disziplinarmaßnahmen auszutauschen, wenn die Sicherheit 
der Patienten gefährdet sein könnte;

15. hält die Einführung eines legislativen Rahmens auf Gemeinschaftsebene für die beste 
Möglichkeit, Rechtssicherheit für Patienten, nationale Gesundheitssysteme und für private 
Erbringer von Gesundheitsdienstleistungen sicherzustellen; ein solcher Rahmen sollte die 
Einhaltung der Grundprinzipien der Universalität, der Solidarität, des gleichberechtigten 
Zugangs, der Qualität, der Sicherheit und der Nachhaltigkeit gewährleisten; er sollte 
ebenfalls die Fähigkeit der Mitgliedstaaten gewährleisten, unter Einhaltung der 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften über die Preisregulierung und die Planung der 
Gesundheitsversorgung an ihrem Genehmigungssystem festzuhalten, um sie so in die 
Lage zu versetzen, ihre Gesundheitsversorgungssysteme zu organisieren und zu 
finanzieren;

16.glaubt, dass insbesondere ein neuer europäischer Regulierungsrahmen für die 
grenzüberschreitende Gesundheitsfürsorge den Zugang zu einer qualitativ hochwertigen 
Gesundheitsversorgung im Krankheitsfall verbessern, zur Patientensicherheit beitragen 
und die Wahlmöglichkeiten für sämtliche Patienten in der Europäischen Union erhöhen 
sollte, ohne zur Ungleichheit bei den Ergebnissen der Gesundheitsfürsorge beizutragen.
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